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Öffentliche Bekanntmachung 
Aufforderung zur Einreichung  

von Wahlvorschlägen für die Wahl des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin 

und der Vertretung der Hansestadt Medebach 

für die am 14.09.2025 stattfindenden allgemeinen Kommunalwahlen 

 

Gemäß §§ 24 und 75b Kommunalwahlordnung – KWahlO – vom 31. August 1993 (GV.NRW. S. 

592, ber. S. 967) in der zurzeit gültigen Fassung, fordere ich zur Einreichung von 

Wahlvorschlägen für die Wahl der Vertretung und der Bürgermeisterin / des Bürgermeisters 

der Hansestadt Medebach auf. 

 

Auf die Bestimmungen der §§ 15 bis 17 sowie der §§ 46b bis 46e des Kommunalwahlgesetzes 

– KWahlG – in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1998 (GV.NRW. S. 454, ber. S. 

509 und 1999 S. 70) in der zurzeit gültigen Fassung, und der §§ 25, 26 und 31 sowie der §§ 75a 

und 75b KWahlO weise ich hin. 

 

Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu verwenden, die vom Wahlleiter der 

Hansestadt Medebach, Österstraße 1, 59964 Medebach, Zimmer 112, während der 

Dienststunden: 

 

Montag    08.30 Uhr - 12.30 Uhr und 14.00 Uhr - 18.00 Uhr 

Dienstag - Donnerstag 08.30 Uhr - 12.30 Uhr und 14.00 Uhr - 16.00 Uhr 

Freitag    07.30 Uhr - 12.30 Uhr 

 

kostenlos abgegeben werden. Alternativ kann ein digitales Verfahren zur Verfügung gestellt 

werden. 

 

Wahlvorschläge hierfür sind gemäß § 15 Abs. 1 KWahlG in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 30.06.1998 (GV.NW.1998 S. 454, ber. S. 509 und 1999 S. 70) in der zzt. geltenden Fassung 

 

bis spätestens 07.07.2025 
18.00 Uhr (gesetzliche Ausschlussfrist) 

 
beim Wahlleiter der Hansestadt Medebach, Österstraße 1, 59964 Medebach, Zimmer 112 

einzureichen. 

Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge nach Möglichkeit frühzeitig vor diesem 

Termin einzureichen, damit etwaige Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, 

rechtzeitig behoben werden können. 

 

Insbesondere bitte ich zu beachten: 
1. Allgemeines 
1.1 Wahlvorschläge können von politischen Parteien im Sinne des Artikels 21 des 

Grundgesetzes (Parteien), von mitgliedschaftlich organisierten Gruppen von 

Wahlberechtigten (Wählergruppen) und von einzelnen Wahlberechtigten 

(Einzelbewerberinnen/Einzelbewerbern), von diesen allerdings keine Reserveliste, 

eingereicht werden. 
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1.2 Als Bewerberin/Bewerber einer Partei oder einer Wählergruppe kann in einem 

Wahlvorschlag nur benannt werden, wer in einer Mitglieder- oder 

Vertreterversammlung im Wahlgebiet hierzu gewählt worden ist. Kommt eine 

derartige Versammlung nicht zustande, so kann die Partei oder Wählergruppe ihre 

Bewerberinnen/Bewerber in einer Versammlung von Wahlberechtigten aufstellen 

lassen. Staatsangehörige der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

(Unionsbürgerinnen/Unionsbürger), die in Deutschland wohnen, sind unter den 

gleichen Voraussetzungen wie Deutsche wählbar. 

 

Die Bewerberinnen/Bewerber und die Vertreterinnen/Vertreter für die 

Vertreterversammlungen sind in geheimer Wahl zu wählen. Entsprechendes gilt für 

die Festlegung der Reihenfolge der Bewerberinnen/Bewerber auf der Reserveliste 

und für die Bestimmung einer Bewerberin/eines Bewerbers als 

Ersatzbewerberin/Ersatzbewerber für eine(n) andere(n) Bewerberin/Bewerber. 

Stimmberechtigt ist nur, wer am Tage des Zusammentritts der Versammlung im 

Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

 

Als Vertreterin/Vertreter für eine Vertreterversammlung kann nur gewählt werden, 

wer am Tage des Zusammentritts der zur Wahl der Vertreterinnen/Vertreter 

einberufenen Versammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

 

Die Vertreterinnen/Vertreter für die Vertreterversammlung sind innerhalb der 

letzten 15 Monate vor Ablauf der Wahlperiode am 31.10.2025 (also ab dem 1. 

August 2024), die Bewerberinnen/Bewerber für die Wahlbezirke frühestens nach 

der öffentlichen Bekanntgabe der Einteilung des Wahlgebietes in Wahlbezirke zu 

den Kommunalwahlen 2025 zu wählen. Die öffentliche Bekanntmachung der 

Einteilung des Wahlgebietes erfolgte am 17.10.2024. 

 

Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe hierfür vorgesehene Stelle kann 

gegen den Beschluss einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung Einspruch 

erheben. Auf einen solchen Einspruch hin ist die Abstimmung zu wiederholen. Ihr 

Ergebnis ist endgültig.  

 

Das Nähere über die Wahl der Vertreterinnen/Vertreter für die 

Vertreterversammlung, über die Einberufung und Beschlussfähigkeit der 

Mitglieder- oder Vertreterversammlung sowie über das Verfahren für die Wahl der 

Bewerberin/des Bewerbers regeln die Parteien und Wählergruppen durch ihre 

Satzungen.  

 

Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerberin/des Bewerbers 

mit Angaben über Ort und Zeit der Versammlung, Form der Einladung, Zahl der 

erschienenen Mitglieder, Vertreterinnen/Vertreter oder Wahlberechtigten und 

Ergebnis der Abstimmung ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben 

die Leiterin/der Leiter der Versammlung und zwei von der Versammlung bestimmte 

Teilnehmerinnen/Teilnehmer gegenüber dem Wahlleiter an Eides statt zu 

versichern, dass die Wahl der Bewerberinnen/der Bewerber für die Vertretung und 

die Wahl der Bewerberin/des Bewerbers für das Amt der Bürgermeisterin/des 

Bürgermeisters in geheimer Abstimmung erfolgt ist. Hinsichtlich der Reserveliste 
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hat sich die Versicherung an Eides statt auch darauf zu erstrecken, dass die 

Festlegung der Reihenfolge der Bewerberinnen/Bewerber und die Bestimmung der 

Ersatzbewerberinnen/Ersatzbewerber in geheimer Abstimmung erfolgt sind. 

 

Die Beibringung einer Ausfertigung der Niederschrift und der Versicherung an 
Eides statt bis zum Ablauf der Einreichungsfrist (69. Tag vor der Wahl, 7. Juli 2025, 
18.00 Uhr) ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags. 
 

1.3 Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt der Wahlausschreibung 

laufenden Wahlperiode nicht ununterbrochen im Rat der Hansestadt Medebach, im 

Kreistag des Hochsauerlandkreises, im Landtag NRW oder aufgrund eines 

Wahlvorschlags aus dem Land im Bundestag vertreten, so kann sie einen 

Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie nachweist, dass sie einen nach 

demokratischen Grundsätzen gewählten Vorstand, eine schriftliche Satzung und ein 

Programm hat; dies gilt nicht für auf Landesebene organisierte Parteien, die die 

Unterlagen gemäß § 6 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 2, Abs. 4 des Parteiengesetzes bis zum 

Tage der Wahlausschreibung ordnungsgemäß beim Bundeswahlleiter eingereicht 

haben. Welche Parteien, die auf Landesebene organisiert sind, gemäß § 15 Abs. 2 

Satz 2 KWahlG dem Bundeswahlleiter die Unterlagen eingereicht haben und wo und 

bis zu welchem Zeitpunkt Anträge auf Bestätigung der ordnungsgemäßen 

Einreichung von Satzung und Programm von Parteien und Wählergruppen 

eingereicht werden können, ergibt sich aus der öffentlichen Bekanntmachung des 

Ministeriums für Inneres und Kommunales. 

 

1.4 Eine Wählergruppe, die nach § 2 Abs. 1 Wählergruppentransparenzgesetz vom 

25.03.2022 (GV. NRW. 2022 S. 412) in der jeweils geltenden Fassung einer Pflicht 

zur Rechenschaftslegung unterliegt, kann einen Wahlvorschlag nur einreichen, 

wenn sie ihm die Bescheinigungen beifügt, die ihr der Präsident des Landtags nach 

§ 4 Abs. 2 Wählergruppentransparenzgesetz über die Vorlage ihrer 

Rechenschaftsberichte für die letzten zwei abgeschlossenen Rechnungsjahre erteilt 

hat. Soweit die Frist zur Einreichung des Rechenschaftsberichts nach § 4 Abs. 1 des 

Wählergruppentransparenzgesetzes zum Zeitpunkt der Einreichung des 

Wahlvorschlags noch nicht abgelaufen ist, ist für das letzte abgeschlossene 

Rechnungsjahr die Vorlage einer Erklärung nach Abs. 2 ausreichend. Hat eine 

Wählergruppe die fristgerechte Einreichung der Rechenschaftsberichte nach § 4 

Abs. 1 Wählergruppentransparenzgesetz versäumt, kann sie die Einreichung der 

Rechenschaftsberichte beim Präsidenten bis zur Zulassung des Wahlvorschlags 

nachholen. Eine Wählergruppe, die keiner Pflicht zur Rechenschaftslegung nach § 2 

Abs. 1 Wählergruppentransparenzgesetz unterliegt, kann einen Wahlvorschlag nur 

einreichen, wenn sie zusammen mit dem Wahlvorschlag eine Erklärung darüber 

abgibt, ob und in welcher Gesamthöhe sie in den vorangehenden zwölf Monaten 

Zuwendungen erhalten hat. Zuwendungen eines einzelnen Zuwenders gemäß § 2 

Abs. 2 Satz 4 Wählergruppentransparenzgesetz sind anzugeben. Dies gilt für 

Einzelbewerber mit der Maßgabe entsprechend, dass sich die Mitteilungspflichten 

auf Angaben über Zuwendungen beschränken, die der Einzelbewerber zum Zwecke 

seiner Bewerbung und Wahlkampfführung von Dritten erhalten hat. 
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Wahl der Vertretung der Hansestadt Medebach 
 

2. Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk 
2.1 Der Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk soll nach dem Muster der Anlage 11 a zur 

KWahlO eingereicht werden. Er muss enthalten: 

- den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die 

den Wahlvorschlag einreicht; 

- Familiennamen, die Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift 

(Hauptwohnung), E-Mail-Adresse und Telefonnummer sowie 

Staatsangehörigkeit der Bewerberin/des Bewerbers; bei Beamtinnen/Beamten 

und Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmern nach § 13 Abs. 1 und Abs. 6 KWahlG 

sind auch der Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde oder die Gesellschaft, 

Stiftung oder Anstalt, bei der sie beschäftigt sind, anzugeben.  

Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschrift der Vertrauensperson und der 

stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 

 

2.2 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss von der für das 

Wahlgebiet im Zeitpunkt der Einreichung zuständigen Leitung unterzeichnet sein (§ 

15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG). Bei anderen Wahlvorschlägen muss mindestens eine 

Unterzeichnerin/ein Unterzeichner ihre/seine Unterschrift auf dem Wahlvorschlag 

selbst leisten. 

 

2.3 Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen 

ferner von mindestens 5 Wahlberechtigten des Wahlbezirks, für den die 

Kandidatin/der Kandidat aufgestellt ist, persönlich und handschriftlich 
unterzeichnet sein; dies gilt auch für Wahlvorschläge von 

Einzelbewerberinnen/Einzelbewerbern (§ 15 Abs. 2 Satz 3 KWahlG). Die 
Wahlberechtigung ist nachzuweisen. 

 

2.4 Die ordnungsgemäße Unterzeichnung mit dem Nachweis der Wahlberechtigung 
der Unterzeichner bis zum Ablauf der Einreichungsfrist (69. Tag vor der Wahl, 
7.Juli 2025, 18.00 Uhr) ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen 
Wahlvorschlags, es sei denn, der Nachweis kann infolge von Umständen, die der 
Wahlvorschlagsberechtigte nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht 
werden. 

 

2.5 Muss ein Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk von mindestens 5 Wahlberechtigten 
unterzeichnet sein, so sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach 

Anlage 14 a KWahlO zu erbringen. 

 

Nr. 2.4 gilt mit der Maßgabe entsprechend, dass die Unterzeichnerin/der 

Unterzeichner im Wahlbezirk wahlberechtigt ist. Die Unterzeichnung des 

Wahlvorschlags durch die Bewerberin/den Bewerber ist zulässig. 
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2.6 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen: 

- Die Zustimmungserklärung der Bewerberin/des Bewerbers nach dem Muster 

der Anlage 12 a zur KWahlO. Die ordnungsgemäße Abgabe der 
Zustimmungserklärung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist (69. Tag vor der 
Wahl, 7. Juli 2025, 18.00 Uhr) ist Voraussetzung für die Abgabe eines gültigen 
Wahlvorschlags. 

- Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der Anlage 13 a zur KWahlO. 

- Bei Wahlvorschlägen von Parteien oder Wählergruppen eine Ausfertigung der 

Niederschrift über die Versammlung der Partei oder Wählergruppe zur 

Aufstellung der Bewerberinnen/der Bewerber mit den nach § 17 Abs. 8 KWahlG 

vorgeschriebenen Versicherungen an Eides statt; ihrer Beifügung bedarf es 

nicht, soweit eine Ausfertigung der Niederschrift und der Versicherungen an 

Eides statt einem anderen Wahlvorschlag im Wahlgebiet beigefügt ist (siehe 

auch Nr. 1.2 Abs. 8 dieser Bekanntmachung). Die Niederschrift soll nach dem 

Muster der Anlage 9a zur KWahlO gefertigt sein, die Versicherung an Eides statt 

nach dem Muster der Anlage 10a zur KWahlO abgegeben werden. 

- Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften mit der Bescheinigung des 

Wahlrechts der Unterzeichner, sofern der Wahlvorschlag von Wahlberechtigten 

des Wahlbezirks unterzeichnet sein muss. 

- Sofern sich Beamtinnen/Beamte und Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer nach   

§ 13 Abs. 1 oder Abs. 6 KWahlG bewerben, eine Bescheinigung über ihr Dienst- 

oder Beschäftigungsverhältnis, sowie im Falle des § 13 Abs. 1 Satz 1 Buchstabe 

b oder d KWahlG auch die ausgeübte Tätigkeit, falls der Wahlleiter dieses zur 

Behebung von Zweifeln für erforderlich hält. 

 

3. Wahlvorschläge für die Reserveliste 

3.1 Für die Reserveliste können nur Bewerberinnen/Bewerber benannt werden, die für 

eine Partei oder für eine Wählergruppe auftreten. Die Reserveliste muss von der für 

das Wahlgebiet im Zeitpunkt der Einreichung zuständigen Leitung unterzeichnet 

sein. 

 

3.2 Die Reserveliste soll nach dem Muster der Anlage 11 b zur KWahlO eingereicht 

werden. Sie muss enthalten: 

- den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die die 

Reserveliste einreicht; 

- Familiennamen, die Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift, E-

Mail-Adresse und Telefonnummer sowie Staatsangehörigkeit der 

Bewerberinnen/ Bewerber in erkennbarer Reihenfolge; bei 

Beamtinnen/Beamten und Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmern nach § 13 Abs. 

1 und Abs. 6 KWahlG sind auch der Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde 

oder die Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt, bei der sie beschäftigt sind, 

anzugeben.  

Die Reserveliste soll ferner Namen und Anschrift der Vertrauensperson und der 

stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 

Auf der Reserveliste kann vorgesehen werden, dass eine Bewerberin/ein Bewerber, 

unbeschadet der Reihenfolge im Übrigen, Ersatzbewerberin/Ersatzbewerber für 

eine/einen im Wahlbezirk oder für eine/einen auf einer Reserveliste aufgestellte(n) 

Bewerberin/Bewerber sein soll. 
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3.3 Soll eine Bewerberin/ein Bewerber auf der Reserveliste Ersatzbewerberin/ 

Ersatzbewerber für eine/einen im Wahlbezirk oder für eine/einen auf der 

Reserveliste aufgestellten andere(n) Bewerberin/Bewerber sein (§ 16 Abs. 2 

KWahlG), so muss die Reserveliste ferner enthalten: 

- den Familien- und die Vornamen der/des zu ersetzenden 

Bewerberin/Bewerbers; 

- den Wahlbezirk oder die laufende Nummer der Reserveliste, in dem oder unter 

der die/der zu ersetzende Bewerberin/Bewerber aufgestellt ist. 

 

3.4 Reservelisten der unter 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen 

außerdem von mindestens 7 Wahlberechtigten persönlich und handschriftlich 

unterzeichnet sein. 

 

3.5 Muss die Reserveliste von mindestens 7 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, so 

sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach dem Muster der Anlage  

14 b zur KWahlO zu erbringen; bei Anforderung der Formblätter ist die Bezeichnung 

der Partei oder Wählergruppe anzugeben. Für die Unterzeichnung gilt Nr. 2.4 

entsprechend. Die Zustimmungserklärung der Bewerberin/des Bewerbers ist  nach 

dem Muster der Anlage 12 b zur KWahlO abzugeben.  

 

Einer Bescheinigung der Wählbarkeit bedarf es nicht, soweit 

Bewerberinnen/Bewerber gleichzeitig für einen Wahlbezirk aufgestellt sind und die 

Bescheinigung für diesen Wahlvorschlag vorliegt oder beigebracht wird. 

 

Wahl der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters der Hansestadt Medebach 
 

4. Wahlvorschläge für das Amt der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters 
4.1 Der Wahlvorschlag für das Amt der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters soll nach 

dem Muster der Anlage 11 d zur KWahlO eingereicht werden. Er muss enthalten: 

- Den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die 

den Wahlvorschlag einreicht; andere Wahlvorschläge können auch durch ein 

Kennwort des Wahlvorschlagsträgers gekennzeichnet werden; 

- Familiennamen, Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort, Anschrift 

(Hauptwohnung), E-Mail-Adresse und Telefonnummer, sowie 

Staatsangehörigkeit der Bewerberin/des Bewerbers. 

Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschrift der Vertrauensperson und der 

stellvertretenden Vertrauensperson enthalten. 

 

4.2 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss von der für das 

Wahlgebiet im Zeitpunkt der Einreichung zuständigen Leitung unterzeichnet sein (§ 

15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG). Bei anderen Wahlvorschlägen muss die 

Unterzeichnerin/der Unterzeichner des Wahlvorschlags im Wahlgebiet 

wahlberechtigt sein. Wer für das Amt der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters 

wählbar ist, kann sich selbst vorschlagen. Bewerberinnen/Bewerber können nicht 

gleichzeitig für die Wahl zur Bürgermeisterin/zum Bürgermeister oder zur 

Landrätin/zum Landrat in mehreren Gemeinden und Kreisen kandidieren. 
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4.3 Gemeinsame Wahlvorschläge von mehreren Parteien oder Wählergruppen sind 

zulässig (§ 46 d Abs. 3 KWahlG). Es sind dabei jeweils alle Wahlvorschlagsträger zu 

benennen. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag muss von der jeweiligen für das 

Wahlgebiet im Zeitpunkt der Einreichung zuständigen Leitung aller 

Wahlvorschlagsträger unterzeichnet sein. 

 

4.4 Wahlvorschläge der unter 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen 

außerdem von mindestens 78 Wahlberechtigten der Stadt persönlich und 

handschriftlich unterzeichnet sein; dies gilt auch für Wahlvorschläge von 

Einzelbewerberinnen/Einzelbewerbern. Die Wahlberechtigung ist nachzuweisen. 

Die ordnungsgemäße Unterzeichnung mit dem Nachweis der Wahlberechtigung 
bis zum Ablauf der Einreichungsfrist (69. Tag vor der Wahl, 7. Juli 2025, 18.00 Uhr) 
ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags, es sei denn, 
der Nachweis kann infolge von Umständen, die der Wahlvorschlagsträger nicht zu 
vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden.   
Der Unterstützungsunterschriften bedarf es nicht, wenn der bisherige 

Bürgermeister vorgeschlagen wird. 

 

4.5 Muss ein Wahlvorschlag von mindestens 78 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, 

so sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14 c zur KWahlO 

zu erbringen. Dabei ist folgendes zu beachten: 

- Die Formblätter werden auf Anforderung vom Wahlleiter kostenfrei geliefert. 

Bei der Anforderung sind die Bezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die 

den Wahlvorschlag einreichen will, bei Einzelbewerbern das Kennwort, sowie 

Familienname, Vornamen und Wohnort der vorzuschlagenden Bewerberin/des 

vorzuschlagenden Bewerbers anzugeben. Der Wahlleiter hat diese Angaben im 

Kopf der Formblätter zu vermerken. 

- Die Wahlberechtigten, die einen Wahlvorschlag unterstützen, müssen dies auf 

dem Formblatt persönlich und handschriftlich unterschreiben; neben der 

Unterschrift sind Familienname, Vornamen, Tag der Geburt, Anschrift 

(Hauptwohnung) sowie, soweit vorhanden, die E-Mail-Adresse und 

Telefonnummer des Unterzeichners sowie der Tag der Unterzeichnung 

persönlich und handschriftlich anzugeben. 

- Für jede/jeden Unterzeichner/in ist auf dem Formblatt oder gesondert eine 

Bescheinigung seiner Gemeinde nach dem Muster der Anlage 15 zur KWahlO 

beizufügen, dass sie/er im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

- Ein/Eine Wahlberechtigte/r darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen; hat 

jemand mehrere Wahlvorschläge unterzeichnet, so ist ihre/seine Unterschrift 

auf allen weiteren Wahlvorschlägen ungültig. 

- Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch die Bewerberin/den Bewerber ist 

zulässig, wenn diese/r in der Gemeinde wahlberechtigt ist. 
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4.6 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen: 

- Die Zustimmungserklärung der Bewerberin/des Bewerbers nach dem Muster 

den Anlage 12 c zur KWahlO. Dabei hat die Bewerberin/der Bewerber zu 

versichern, dass sie/er für keine andere Wahl zur Bürgermeisterin/zum 

Bürgermeister oder Landrätin/Landrat kandidiert. 

Die ordnungsgemäße Abgabe der Zustimmungserklärung bis zum Ablauf der 
Einreichungsfrist (69. Tag vor der Wahl, 7. Juli 2025, 18.00 Uhr) ist 
Voraussetzung für die Abgabe eines gültigen Wahlvorschlags. 

- Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der Anlage 13 b zur KWahlO.  

- Bei Wahlvorschlägen von Parteien und Wählergruppen eine Ausfertigung der 

Niederschrift über die Versammlung der Partei oder Wählergruppe zur 

Aufstellung der Bewerberin/des Bewerbers (Anlage 9 c zur KWahlO) mit den 

nach § 17 Abs. 8 KWahlG vorgeschriebenen Versicherungen an Eides statt 

(Anlage 10 c zur KWahlO). 

 

Auf die öffentliche Bekanntmachung über die Einteilung des gemeindlichen Wahlgebietes 
in Wahlbezirke vom 16.10.2024, veröffentlicht im Amtsblatt der Hansestadt Medebach      
Nr. 9, 12. Jahrgang, vom 17.10.2024, wird hingewiesen. 
 
 
Der Wahlleiter 

gez. Wasmuth 

Allgm. Vertreter des Bürgermeisters 
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Amt für Bodenmanagement Korbach 

- Flurbereinigungsbehörde - 

Medebacher Landstraße 27 

34497 Korbach 

Tel.-Nr.: +49 (611) 535-4000  

Fax-Nr.: +49 (611) 327 60 55 01 

E-Mail: info.afb-korbach@hvbg.hessen.de 

 

 

                                                                               Gz.: 2-KB-05-26-50-01-B0001#006 

 

Flurbereinigungsverfahren Korbach-Marbeck - Gewässerrenaturierung - 

Verfahrensnummer: VF 2650 

 
Öffentliche Bekanntmachung 

 

Flurbereinigungsbeschluss 
 
 

1. Anordnung 

Gemäß § 86 Abs. 2 Nr. 1 des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) vom 16. März 

1976 (BGBl. I S. 546) in der derzeit geltenden Fassung wird für die im Flurberei-

nigungsgebiet liegenden Grundstücke der Gemeinde Korbach, Teile der Gemar-

kung Korbach und Lengefeld ein vereinfachtes Flurbereinigungsverfahren nach 

§ 86 Abs. 1 Nr. 1 und 3 an FlurbG angeordnet. 

 
2. Flurbereinigungsgebiet 

Das Flurbereinigungsgebiet hat eine Größe von 33,6 ha, von denen in der Ge-

markung Lengefeld 28,5 ha und in der Gemarkung Korbach 5,1 ha liegen. Es 

umfasst die im Flurstücksverzeichnis (Anlage 1) aufgeführten Grundstücke. Die 

Grenzen des Flurbereinigungsgebietes sind auf der Übersichtskarte (Anlage 2) 

und der Gebietskarte (Anlage 3) mit einer gestrichelten Linie kenntlich gemacht. 

Die Karten sind keine Bestandteile dieses Beschlusses. 

 
3. Teilnehmergemeinschaft 

Die Eigentümerinnen und Eigentümer sowie die den Eigentümerinnen und Ei-

gentümern gleichstehenden Erbbauberechtigten der zum Flurbereinigungsgebiet 
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gehörenden Grundstücke (Teilnehmerinnen und Teilnehmer) bilden die Teilneh-

mergemeinschaft. Sie führt den Namen: 

 

„Teilnehmergemeinschaft der Flurbereinigung  

Korbach-Marbeck - Gewässerrenaturierung -“ 

 

Sie ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts mit Sitz in Korbach. 
 
4. Flurbereinigungsbehörde 

Die für die Durchführung der Flurbereinigung zuständige Flurbereinigungsbe-

hörde ist das Amt für Bodenmanagement Korbach, Medebacher Landstr. 27, 

34497 Korbach. 

 

5. Beteiligte 

Am Flurbereinigungsverfahren sind beteiligt (Beteiligte nach § 10 FlurbG): 

 

 1. als Teilnehmerinnen und Teilnehmer die Eigentümerinnen und Eigentümer 

sowie die den Eigentümerinnen und Eigentümern gleichstehenden Erbbau-

berechtigten der zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grundstücke. 

 

 2. als Nebenbeteiligte 

a) Gemeinden und Gemeindeverbände, in deren Bezirk Grundstücke vom 

Flurbereinigungsverfahren betroffen werden, 

 

b) andere Körperschaften des öffentlichen Rechts, die Land für gemein-

schaftliche oder öffentliche Anlagen erhalten (§§ 39 und 40 FlurbG) oder 

deren Grenzen geändert werden (§ 58 Abs. 2 FlurbG), 

 

c) Wasser- und Bodenverbände, deren Gebiet mit dem Flurbereinigungs-

gebiet räumlich zusammenhängt und dieses beeinflusst oder von ihm be-

einflusst wird, 

 

d) Inhaberinnen und Inhaber von Rechten an den zum Flurbereinigungsge-

biet gehörenden Grundstücken oder von Rechten an solchen Rechten 

oder von persönlichen Rechten, die zum Besitz oder zur Nutzung solcher 
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Grundstücke berechtigen oder die Benutzung solcher Grundstücke be-

schränken, 

 

e) Empfängerinnen und Empfänger neuer Grundstücke nach den §§ 54 und 

55 FlurbG bis zum Eintritt des neuen Rechtszustandes (§ 61 Satz 2 

FlurbG) und 

 

f) Eigentümerinnen und Eigentümer von nicht zum Flurbereinigungsgebiet 

gehörenden Grundstücken, denen ein Beitrag zu den Unterhaltskosten 

oder Ausführungskosten auferlegt wird (§ 42 Abs. 3 und § 106 FlurbG) 

oder die zur Errichtung fester Grenzzeichen an den Grenzen des Flurbe-

reinigungsgebietes mitzuwirken haben (§ 56 FlurbG). 

 

g) als Träger der Maßnahme die Stadt Korbach (§ 86 Abs. 2 Nr. 3 FlurbG). 

 

6. Zeitweilige Einschränkung des Eigentums 

Nach §§ 34 bzw. 85 Nr. 5 FlurbG gelten von der Bekanntgabe dieses Flurberei-

nigungsbeschlusses bis zur Unanfechtbarkeit des Flurbereinigungsplanes, im 

Falle der Nr. 4 bis zur Ausführungsanordnung, folgende Einschränkungen: 

 

1. An der Nutzungsart der Grundstücke dürfen ohne Zustimmung der Flurberei-

nigungsbehörde nur Änderungen vorgenommen werden, die zum ordnungs-

gemäßen Wirtschaftsbetrieb gehören. 

 

2. Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedungen, Hangterrassen und ähnliche 

Anlagen dürfen nur mit Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde errichtet, 

hergestellt, wesentlich verändert oder beseitigt werden. 

 

3. Obstbäume, Beerensträucher, Rebstöcke, Hopfenstöcke, einzelne Bäume, 

Hecken, Feld- und Ufergehölze dürfen nur in Ausnahmefällen, soweit landes-

kulturelle Belange, insbesondere des Naturschutzes und der Landschafts-

pflege, nicht beeinträchtigt werden, mit Zustimmung der Flurbereinigungsbe-

hörde beseitigt werden. Andere gesetzliche Vorschriften über die Beseitigung 

von Rebstöcken und Hopfenstöcken bleiben unberührt. 
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4. Holzeinschläge, die den Rahmen einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung 

übersteigen, bedürfen der Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde. Die 

Zustimmung darf nur im Einvernehmen mit der Forstaufsichtsbehörde erteilt 

werden. 

 

Sind entgegen den Vorschriften der Nummern 1 und 2 Änderungen vorgenom-

men oder Anlagen hergestellt oder beseitigt worden, so können sie im Flurberei-

nigungsverfahren unberücksichtigt bleiben. Die Flurbereinigungsbehörde kann 

den früheren Zustand gemäß § 137 FlurbG wiederherstellen lassen, wenn dies 

der Flurbereinigung dienlich ist. 

Sind Eingriffe entgegen der Vorschrift der Nr. 3 vorgenommen worden, so muss 

die Flurbereinigungsbehörde Ersatzpflanzungen anordnen. 

Sind Holzeinschläge entgegen der Vorschrift der Nr. 4 vorgenommen worden, so 

kann die Flurbereinigungsbehörde anordnen, dass die Person, die das Holz ge-

fällt hat, die abgeholzte oder verlichtete Fläche nach den Weisungen der Forst-

aufsichtsbehörde wieder ordnungsgemäß in Bestand zu bringen hat. 

Entstehende Kosten bei Verstößen gegen die o. g. Einschränkungen werden der 

verursachenden Person zur Last gelegt. 

Die Genehmigungspflicht für die o. g. Maßnahmen aufgrund sonstiger Rechts-

vorschriften bleibt unberührt. 

 
7. Aufforderung zur Anmeldung unbekannter Rechte 

Die Beteiligten werden nach § 14 FlurbG aufgefordert, Rechte, die aus dem 

Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber zur Beteiligung am Flurbereinigungsver-

fahren berechtigen, innerhalb von drei Monaten nach Bekanntgabe dieses Be-

schlusses bei der Flurbereinigungsbehörde anzumelden. Werden Rechte nach 

Ablauf dieser Frist angemeldet, so kann die Flurbereinigungsbehörde die bishe-

rigen Verhandlungen und Festsetzungen gelten lassen. 

Die Inhaberin oder der Inhaber eines o. a. Rechts muss die Wirkung eines vor 

der Anmeldung eingetretenen Fristablaufs ebenso gegen sich gelten lassen wie 

die beteiligte Person, gegenüber der die Frist durch die Bekanntgabe des Ver-

waltungsaktes zuerst in Lauf gesetzt worden ist. 
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8. Betretungsrecht 

Die Beauftragten der Flurbereinigungsbehörde sind nach § 35 FlurbG berechtigt, 

zur Vorbereitung und zur Durchführung der Flurbereinigung Grundstücke zu be-

treten und die nach ihrem Ermessen erforderlichen Arbeiten auf ihnen vorzuneh-

men. 

 
9. Bekanntmachung 

Dieser Flurbereinigungsbeschluss inkl. des Flurstücksverzeichnisses (Anlage 1)   

und die Übersichtskarte (Anlage 2) werden in der Flurbereinigungsgemeinde Kor-

bach und in den angrenzenden Städten Waldeck, Lichtenfels und Medebach so-

wie in den angrenzenden Gemeinden Willingen, Diemelsee, Twistetal und Vöhl 

öffentlich bekannt gemacht. 

  Gleichzeitig werden der Flurbereinigungsbeschluss mit Begründung inkl. des 

Flurstücksverzeichnisses (Anlage 1) und die Gebietskarte (Anlage 3) gem. 

§ 6 Abs. 3 FlurbG für die Dauer von zwei Wochen nach der öffentlichen Bekannt-

machung zur Einsichtnahme für die Beteiligten ausgelegt. 

Die Auslegung erfolgt bei der Flurbereinigungsgemeinde Stadt Korbach; Stech-

bahn 1, 34497 Korbach, sowie in den angrenzenden Städten Waldeck, Am Rat-

haus 1, 34513 Waldeck, Lichtenfels, Aarweg 10, 35104 Lichtenfels und Mede-

bach, Österstraße 1, 59964 Medebach sowie in den angrenzenden Gemeinden 

Willingen, Waldecker Straße 12, 34508 Willingen, Diemelsee, Am Kahlenberg 1, 

34519 Diemelsee, Twistetal, Hüfte 7, 34477 Twistetal und Vöhl, Schlossstraße 1, 

34516 Vöhl während der allgemeinen Dienstzeiten. 

 

Darüber hinaus sind die zur Einsichtnahme ausgelegten Unterlagen über die 

Internetadresse www.hvbg.hessen.de/vf2650 abrufbar. 

Amtsblatt Nr. 5 / 2025 - Seite Nr. 66



   

 

 6/8 

 

Begründung 
 

Die Stadt Korbach hat mit Schreiben vom 2. Oktober 2024 beim Amt für Boden-

management Korbach einen Antrag auf Durchführung eines vereinfachten Flur-

bereinigungsverfahren nach § 86 FlurbG für den Bereich der Marbeck in den Ge-

markungen Lengefeld und Korbach gestellt. 

 

Neben Maßnahmen, die der Ausweisung von Gewässerentwicklungsflächen 

nördlich der Marbeck für die Umsetzung einer Ausgleichsmaßnahme aus dem 

Bebauungsplan Nr. 44 „Am Enser Wege/Melchiors Teiche“ dienen, ist ein weite-

res Ziel den Gewässerverlauf in das ursprüngliche Bachbett zu verlegen um den 

Auenbereich zu extensivieren und den unmittelbaren Uferbereich wiederzu-

vernässen. Der hierfür benötigte Flächenbedarf beträgt ca. 7 ha und soll in öf-

fentliches Eigentum überführt werden. 

 

Damit die verbleibenden und auch weiterhin landwirtschaftlich zu nutzenden Flä-

chen der Gewässeraue der Marbeck in Zukunft noch sinnvoll bewirtschaftet wer-

den können, ist darüber hinaus eine Neuordnung der Grundstückszuschnitte er-

forderlich. Dies dient auch der Verbesserung der Agrarstruktur (u. a. größere Be-

wirtschaftungsflächen). Um die beschriebenen Maßnahmen in einem ganzheit-

lich orientierten Bodenordnungsverfahren zu koordinieren sowie einfach und kos-

tensparend unter Abwägung der berechtigten Interessen aller von dem Projekt 

Betroffenen zu realisieren und die dabei auftretenden Landnutzungskonflikte auf-

zulösen, wird aus Gründen der Landentwicklung sowie aus Gründen der allge-

meinen Landeskultur – insbesondere zur naturnahen Entwicklung von Gewäs-

sern – sowie aus Gründen der Verbesserung der Produktions- und Arbeitsbedin-

gungen in der Landwirtschaft ein vereinfachtes Flurbereinigungsverfahren ge-

mäß § 86 FlurbG angeordnet.. 

 

Dabei liegen das Auflösen von Landnutzungskonflikten sowie die Verbesserung 

der Agrarstruktur im objektiven Interesse aller Grundstückseigentümer und Be-

wirtschafter, wodurch die Privatnützigkeit des Verfahrens gegeben ist. 
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Der Zweck dieses Flurbereinigungsverfahrens kann nur durch Einbeziehung der 

in dem Flurstücksverzeichnis (Anlage 1) bezeichneten Flurstücke erreicht wer-

den. 

 
Die am Verfahren voraussichtlich beteiligten Grundstückseigentümerinnen und 

Grundstückseigentümer wurden von der Flurbereinigungsbehörde am 20. No-

vember 2024 in einer Aufklärungsversammlung gemäß § 5 Abs. 1 FlurbG über 

das geplante Verfahren einschließlich der voraussichtlich entstehenden Kosten 

informiert. 

 

Die nach § 5 Abs. 2 FlurbG zu hörenden Stellen haben der Durchführung des 

Flurbereinigungsverfahrens zugestimmt bzw. keine Bedenken oder Einwände er-

hoben. Die übrigen Behörden, Verbände und Stellen sind gemäß § 5 Abs. 3 

FlurbG unterrichtet worden. 

 

Damit liegen die materiellen und formellen Voraussetzungen für die Durchfüh-

rung eines vereinfachten Flurbereinigungsverfahrens nach § 86 FlurbG vor. 

 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 

Gegen diesen Flurbereinigungsbeschluss kann innerhalb eines Monats nach sei-

ner Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden beim 

Amt für Bodenmanagement Korbach 

- Flurbereinigungsbehörde - 

Medebacher Landstr. 27, 34497 Korbach 

oder beim 

Hessischen Landesamt für Bodenmanagement und Geoinformation 

- Obere Flurbereinigungsbehörde - 

Schaperstraße 16, 65195 Wiesbaden. 

 

Der Widerspruch kann schriftlich oder zur Niederschrift erhoben werden. Der Lauf 

der Widerspruchsfrist beginnt mit dem ersten Tag der öffentlichen Bekanntma-

chung. 
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Datenschutz 

 

Die Datenschutzerklärung für das Flurbereinigungsverfahren kann im Internet un-

ter der Internetadresse https://hvbg.hessen.de/datenschutz eingesehen werden. 

 

Korbach, den 2. April 2025 

 

 

Amt für Bodenmanagement Korbach 

- Flurbereinigungsbehörde -  

 

 (LS) 

 

………… gez. Mause………………………….. 

     (Amtsleitung) 
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Anlage 1 
 

zum Flurbereinigungsbeschluss vom 02.04.2025 

Flurbereinigungsverfahren Korbach-Marbeck - Gewässerrenaturierung - 

Verf.-Nr.: VF 2650 

 
 
 

Flurstücksverzeichnis 

Dem Flurbereinigungsverfahren unterliegen die nachfolgend aufgeführten 
Grundstücke: 

 

Gemarkung Korbach 

 
Flur Flurstücke 

24 61/3, 62, 63, 64, 65/1, 65/2, 66/1,66/2 

 
 

Gemarkung Lengefeld  
 

Flur Flurstücke 

5 49/3, 49/4, 49/5, 49/6, 65/1, 65/2, 65/3, 65/4, 86, 89, 90, 91, 111, 113, 121/4, 
131, 132, 133, 136, 143/87, 144/87, 145/88, 184/92, 185/92, 186/92, 187/92, 
188/92, 201/65, 202/65, 216/65, 217/65 

 

 

 
1/1 
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Öffentliche Bekanntmachung der Hansestadt Medebach 

Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 45 „Südwall / An der Stadtmühle“ der Hansestadt 
Medebach 
Erneute Beteiligung der Öffentlichkeit gem. §§ 4a Abs. 3 i.V.m. 3 Abs. 2 BauGB und der 
Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. §§ 4a Abs. 3 i.V.m.  4 Abs. 2 BauGB 

-Erneute Offenlage-

1. Bisherige Verfahrensschritte

Die Stadtvertretung der Hansestadt Medebach hat in ihrer Sitzung am 25.01.2024
beschlossen, das Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 45 „Südwall / An
der Stadtmühle“ in Medebach einzuleiten (Änderungsbeschluss).

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB sowie der
Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB und der
Nachbargemeinden nach § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte in der Zeit vom 15.03.2024 bis
22.04.2024.

Die Offenlage nach § 3 Abs. 2 BauGB sowie die Beteiligung der Behörden und sonstiger
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 und der Nachbargemeinden nach § 2 Abs.
2 BauGB erfolgte in der Zeit vom 09.10.2024. bis 15.11.2024.

Aufgrund einiger Überarbeitungen der Planzeichnung, Begründung, städtebaulichen
Verträglichkeitsuntersuchung und der Geräuschimmissionsprognose ist die erneute
Offenlage erforderlich.

2. Inhalt des Bebauungsplanes Nr. 45 „Südwall / An der Stadtmühle“ und räumlicher
Geltungsbereich

Die EDEKA-Handelsgesellschaft Hessenring mbH, beabsichtigt in der Hansestadt
Medebach die Neuerrichtung eines Lebensmittelverbrauchermarkts. Sie hat daher in der
Vergangenheit ein rund 1,0 ha großes Grundstück in der Innenstadt Medebachs
erworben.

Hier soll auf der ehemaligen Gewerbebrache des sog. „Falke-Grundstücks“ ein neuer
Lebensmittel-Vollsortimenter mit einer Verkaufsfläche von ca. 1.700 m², einem
Backshop mit 100 m² und rd. 140 Kundenparkplätzen errichtet werden.

Um die Bebauung zu ermöglichen, sind die Bauleitplanverfahren zur 38. Änderung des
Flächennutzungsplanes und die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 45, Südwall/An
der Stadtmühle, erforderlich.

Zur Anpassung der Nutzungskonzeption im Sinne des Entwicklungsgebotes gem. § 8
Abs. 2 BauGB war eine Teil-Änderung des Flächennutzungsplans erforderlich. Dieses
Verfahren wurde durchgeführt. Die Bezirksregierung Arnsberg hat die 38. Änderung des
Flächennutzungsplanes am 11.03.2025 genehmigt.

Der Bebauungsplan Nr. 45 setzt ein Sondergebiet – Lebensmitteleinzelhandel, SO-LEH, 
fest. 
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Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 45 „Südwall / An der Stadtmühle“ ist ca. 
1,0 ha groß und umfasst im Gebiet der Innenstadt von Medebach Flurstücke der Flur 31 
sowie der Flur 55 in der Gemarkung Medebach. Das Plangebiet grenzt im Norden an die 
Wege-/ Straßenparzelle der Straße An der Stadtmühle bzw. deren 
Wohnbaugrundstücke, im Osten an die bebauten Grundstücke der Savoyenstraße bzw. 
der Straße Auf der Burg, im Süden an die Schützenstraße/Südwall und im Westen an 
den Prozessionsweg. Hier befindet sich benachbart die städtische Grundschule sowie 
der Fachmarkt der Firma Hölscher, die land- und fortwirtschaftliche Maschinen und 
Geräte sowie Zweiräder vertreibt und wartet. 

3. Erneute Öffentliche Auslegung

Die nachfolgend aufgeführten Entwurfsunterlagen des Bebauungsplan Nr. 45 „Südwall
/ An der Stadtmühle“

· Entwurf des Bebauungsplans bestehend aus Planteil, textlichen Festsetzungen
und Begründung,

· Umweltbericht, Bestandsplan und Grünordnungskonzept, Einschätzung von
Artpotentialen (ASP I),

· Einzelhandelskonzept für die Stadt Medebach,
· Städtebauliche Verträglichkeitsuntersuchung,
· Verkehrsuntersuchung,
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· Geräuschimmissionsprognose,
· Entwässerungsprognose

sowie die im frühzeitigen Beteiligungsverfahren sowie in der Offenlage eingegangenen 
umweltbezogenen Stellungnahmen werden erneut offengelegt. Die Offenlage erfolgt 
gem. § 4a Abs. 3, S 3 BauGB verkürzt für die Dauer von drei Wochen vom 

14.04.2025 bis einschl. 02.05.2025. 

Die Planunterlagen sind im Internet auf der Homepage der Stadt Medebach, 

www.medebach.de/Rathaus&Politik/Bauleitplanung 

zur öffentlichen Einsichtnahme bereitgestellt.  

Zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet liegen die o.g. Unterlagen im o.g. Zeitraum 
im Rathaus, Zimmer 126, Österstraße 1, 59964 Medebach, während der Dienststunden 

Auslegungszeiten 

Montags bis donnerstags: 08:30 Uhr bis 12:30 Uhr 
und 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr 

Freitags: 07:30 Uhr bis 12:30 Uhr 

(außer an Feiertagen) 

zur öffentlichen Einsichtnahme aus. 

Stellungnahmen können während der Dauer der Veröffentlichungsfrist abgegeben 
werden. Diese sollen elektronisch per E-Mail an die Adresse 

post@medebach.de 

übermittelt werden, können aber auch schriftlich an die o.g. Adresse der Stadtverwaltung 
gerichtet werden. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, während der o.g. 
Dienststunden mündliche Stellungnahmen zur Niederschrift vorzutragen. 

Gem. § 3 Abs. 2, Satz 4 Nr. 3 und § 4a Abs. 5 S. 1 BauGB wird darauf hingewiesen, 
dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den 
Bauleitplan unberücksichtigt bleiben können, sofern die Stadt deren Inhalt nicht kannte 
und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bauleitplans 
nicht von Bedeutung ist. 

4. Verfügbare Arten umweltbezogener Informationen (gem. § 3 Abs. 2 Satz 2
BauGB)

Die Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB enthält Angaben zu Boden-, Wasser-, Luft- 
und Klimafunktionen, zur Grüngliederung, Immissionen und Realnutzung sowie zum
örtlichen Landschaftsbild. In der Anlage I zum Umweltbericht wird auf Basis der
Ergebnisse der „Einschätzung von Artpotentialen (ASP I)“ die Zulässigkeit des
Plans/Vorhabens gutachterlich dargelegt.
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5.   Vorliegende umweltbezogene Stellungnahmen 
 
Aus den vorlaufend erfolgten Beteiligungsverfahren nach §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB 
sowie §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB liegen Stellungnahmen mit umweltbezogenen 
Informationen zu folgenden Themenkomplexen vor: 
 
· Artenschutz, Avifauna 
· Umweltprüfung, Umweltauswirkungen 
· naturschutzfachlicher Eingriffs-Ausgleich 
· Nutzung landwirtschaftlicher Flächen für Kompesationsmaßnahmen 
· Bodenschutz und Altlasten 
· Emissionen, Immissionsschutz. 

 
Medebach, 07.04.2025 
 
Der Bürgermeister 
 
gez.  Grosche 
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